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Antrag 

der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Gewaitexzesse gegen die Rohingya stoppen - Für die voiiständige 
Anerkennung ais gleichberechtigte Voiksgruppe in Myanmar 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit Ende August 2017 sind nach Angaben des UN-Flüchtlingshilfswerks 
UNHCR über 688.000 Menschen aus Myanmar nach Bangladesch geflohen. Aus¬ 
löser war die massive Gewaltanwendung durch das myanmarische Militär und 
lokale Bevölkerungsgruppen insbesondere in Reaktion auf einen koordinierten 
Angriff auf 30 Polizei- und Armeeposten im Norden der myanmarischen Küsten¬ 
provinz Rakhine, zu dem sich die „Arakan Rohingya Salvation Army (ARSA)“ 
bekannte. Nach Angaben von Nichtregierungsorganisationen sind in der Folge 
Tausende Menschen bei gewalttätigen Übergriffen in Myanmar zu Tode gekom¬ 
men. Ärzte ohne Grenzen spricht von mindestens 6.700 Toten, von Massakern, 
systematischen Vergewaltigungen und von in Brand gesetzten Dörfern. Nach An¬ 
gaben von Fluman Rights Watch wurden hunderte Gebäude zerstört. 

Mit 60 Prozent machen Kinder die Mehrheit der vom Konflikt betroffen Flücht¬ 
linge aus. Rund 220.000 von ihnen benötigen dringend Flilfe. Dies gilt insbeson¬ 
dere für die circa 1.100 unbegleiteten Kinder, die durch das Kinderhilfswerk der 
Vereinten Nationen (UNICEF) registriert wurden. 

Anfang Oktober 2016 waren Grenzposten in Nord-Rakhine mutmaßlich von einer 
militanten muslimischen Rohingya-Organisation attackiert worden. Weitere An¬ 
schläge folgten. Die myanmarische Armee startete daraufhin eine massive Offen¬ 
sive. Zehntausende Menschen flohen schon damals vor den Kämpfen. 

Die Erkenntnisse über Verbindungen zu Extremisten im Ausland und zu Netz¬ 
werken des islamistischen Terrorismus sind widersprüchlich. Es gibt die Befürch¬ 
tung, dass der sogenannte „Islamische Staat“ die Massenflucht der Rohingya in¬ 
strumentalisieren könnte, um den religiösen Extremismus in der Region zu stär¬ 
ken. Die verzweifelte Situation der Menschen und die religiöse Dimension könn¬ 
ten so einen Nährboden für islamistischen Extremismus bieten. 

Der Konflikt zwischen den muslimischen Rohingya und der buddhistischen 
Mehrheitsbevölkerung hat vielfältige historische, religiöse und ethnische Ursa¬ 
chen. Die fortdauernde Staatenlosigkeit der Rohingya und die daraus resultie¬ 
rende humanitäre Krise kann nur durch gemeinsame Anstrengungen aller betei¬ 
ligten Akteure überwunden werden. 
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Verantwortlich für die soziale und wirtschaftliche Situation der muslimischen 
Minderheit der Rohingya ist jedoch ihre systematische Diskriminierung im Land. 
Durch das Vorenthalten der myanmarischen Staatsangehörigkeit und die damit 
verbundene Verweigerung des Wahlrechts werden sie zudem aus dem gesell¬ 
schaftlichen und politischen Leben ausgeschlossen und auch in ihrer Freizügig¬ 
keit eingeschränkt. 

ln Myanmar ist nach wie vor der Zugang zu einigen Gebieten in Nord-Rakhine 
im Rahmen humanitärer Flilfsaktionen begrenzt, so dass die Versorgung mit Me¬ 
dikamenten, Lebensmitteln, Trinkwasser und sanitären Einrichtungen völlig un¬ 
zureichend ist. 

Bereits im August 2016 hatte die myanmarische Regierang eine internationale 
Kommission unter Leitung des ehemaligen Generalsekretärs der Vereinten Nati¬ 
onen, Kofi Annan, eingesetzf, die Empfehlungen für eine nachhaltige Lösung des 
Rakhine-Konflikts und zur Entwicklung des Staates Rakhine geben sollte. Der 
Abschlussbericht der Kofi Annan Commission, der Ende Augusf 2017 vor- 
gesfellt wurde, beinhalfet 88 Empfehlungen für insgesamf 16 Politikfelder, 
wie beispielsweise die wirtschaftliche und soziale Entwicklung, die Überarbei¬ 
tung des Staatsbürgerschaftsrechts, die Gesundheitsversorgung, aber auch die kul¬ 
turelle Zusammenarbeit. Die myanmarische Regierung hat sich zur Umsetzung 
dieses Plans bekannt. Nach den Ereignissen in Rakhine im Flerbst letzten Jahres 
soll dieser Prozess zusätzlich durch ein Internationales Advisory Board (Thailand, 
Schweden, Großbritannien, USA und Südafrika) begleitet werden. 

Dennoch vermied es die Vorsitzende der Regierungspartei Nationale Liga für De¬ 
mokratie, Aung San Suu Kyi, bisher, die Militärgewalt eindeutig zu verurteilen 
und Täter und Opfer deutlich zu benennen. Zwar haben die Regierungen von 
Bangladesch und Myanmar eine Vereinbarung zur Rückführung der geflohenen 
Rohingya getroffen, die ab dem 22. Januar 2018 beginnen sollte. Angesichts viel¬ 
fach traumatischer Gewalterfahrangen sowie der von der myanmarischen Regie¬ 
rung verlangten Residenznachweise durch die Flüchtlinge ist mit einer nennens¬ 
werten freiwilligen Rückkehr nicht zu rechnen. Solange jedoch die Voraussetzun¬ 
gen für eine sichere und friedliche Rückkehr der Rohingya nach Myanmar noch 
nicht geschaffen sind, muss zunächst die humanitäre Situation in Bangladesch 
signifikant verbessert werden. 

Die Flilfsbereitschaft Bangladeschs ist groß, doch das Land stößt hinsichtlich sei¬ 
ner Möglichkeiten und seiner Infrastruktur an seine Grenzen. Die geflohenen Ro¬ 
hingya wurden zwar in Bangladesch aufgenommen, doch sie leben dort in äußerst 
prekären Verhältnissen in schnell wachsenden Lagern. Der humanitäre Bedarf lag 
laut UN OCFIA allein zwischen September 2017 und Februar 2018 bei 434 Mil¬ 
lionen US-Dollar. Die Europäische Union (EU) und die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land haben auf die Notlage der Flüchtlinge reagiert und beteiligen sich auch fi¬ 
nanziell an der internationalen humanitären Flilfe. Die EU und Kuwait haben ge¬ 
meinsam mit dem Amt für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten der 
Vereinten Nationen (OCHA), der Internationalen Organisation für Migration 
(lOM) und dem Hohen Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen (UN- 
HCR) am 23. Oktober 2017 eine Geberkonferenz zur Rohingya-Flüchtlingskrise 
in Genf ausgerichtet. Die internationale Gemeinschaft erklärte sich zu Hilfsleis¬ 
tungen in Höhe von mehr als 360 Millionen US-Dollar bereit, um dringend benö¬ 
tigte humanitäre Hilfe für die Rohingya, aber auch für die aufnehmenden Gemein¬ 
schaften in Bangladesch zur Verfügung zu stellen. Mit der Zusage der EU über 
weitere 30 Millionen Euro steigt die von der Kommission gewährte Unterstützung 
für die Rohingya und die betroffenen Gemeinden in Bangladesch und Myanmar 
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auf 51 Millionen Euro für das Jahr 2017. Die Bundesregierung hat bereits huma¬ 
nitäre Hilfe in Höhe von 26,8 Millionen Euro geleistet und UNICEF im Rahmen 
der Übergangshilfe mit weiteren vier Millionen Euro für Schulbau in Fluchtge¬ 
bieten in Bangladesch unterstützt. Ebenfalls im Rahmen der Übergangshilfe fi¬ 
nanziert die Bundesregierang im Rakhine-Staat/Myanmar Maßnahmen in Höhe 
von zwölf Millionen Euro in Emährangssicherang, Gesundheitsversorgung und 
Berufsbildung für Binnenflüchtlinge und umliegende Bevölkerung. Eine Maß¬ 
nahme in Nord-Rakhine ruht derzeit aus Sicherheitsgründen und wegen mangeln¬ 
dem Zugang. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. gegenüber der myanmarischen Regierung daraufhinzuwirken, dass 

• Menschenrechtsverletzungen, insbesondere die durch Staatsor¬ 
gane oder mit deren Duldung begangen wurden, sofort ge¬ 
stoppt werden, 

• Menschenrechtsverletzungen juristisch aufgearbeitet, die Op¬ 
fer entschädigt und die Täter verurteilt werden, 

• die Empfehlungen der Kofi-Annan-Kommission umgesetzt 
werden, 

• humanitären Hilfsorganisationen uneingeschränkter Zugang 
nach Rakhine gewährt wird und internationale Hilfe allen be¬ 
dürftigen Bevölkerangsgruppen, insbesondere Kindern und 
Frauen, die Opfer von Gewalt, sexuellem Missbrauch und 
Menschenhandel geworden sind, zugutekommt, 

• die Rohingya die vollen bürgerlichen und politischen Rechte 
und damit auch die Staatsangehörigkeit Myanmars erhalten, 

• die Voraussetzungen für eine freiwillige, sichere und würdige 
Rückkehr der Flüchtlinge in Myanmar geschaffen werden, 

• internationalen Organisationen die Begleitung der freiwilligen 
Rückführung der Rohingya nach Myanmar gestattet und damit 
ein sicherer Ablauf gewährleistet wird, 

• die Vertreibung der Rohingya nicht zum Landraub durch Pri¬ 
vatpersonen oder staatliche Stellen genutzt wird, 

2. sich im Rahmen der Vereinten Nationen 

• weiterhin für die Aufklärung von Hinweisen auf und Doku¬ 
mentation von Menschen- und Bürgerrechtsverletzungen bis 
hin zu Elementen des Völkermords, auf die auch UN-Hoch- 
kommissar für Menschenrechte Seid Raad al-Hussein am 5. 
Dezember 2017 vor dem UN-Menschenrechtsrat in Genf hin¬ 
wies, einzusetzen, 

• für die Verabschiedung einer Resolution der Generalversamm¬ 
lung zur Situation der Rohingya in Myanmar einzusetzen, 

• dafür einzusetzen, den humanitären Bedarf im Jahr 2018 von 
951 Millionen US-Dollar zu decken und durch internationale 
Hilfsmaßnahmen die Ernährung, die Gesundheitsversorgung, 
die Bildung sowie die psychologische Betreuung traumatisier- 
ter Kinder und Gewaltprävention zu gewährleisten, 

wo es noch nicht der Fall ist, die Regierungen der Nachbarländer Myan¬ 
mars dazu zu bewegen, nicht nur die aus Myanmar geflüchteten Ro¬ 
hingya als Flüchtlinge aufzunehmen und entsprechende Hilfen wie den 
Zugang zu Bildung und Gesundheit zu gewähren, sondern auch ihren 
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politischen Einfluss in Myanmar im Sinne der oben genannten Forde¬ 
rungen geltend zu machen, 

4. weitere konkrete Unterstützung zu prüfen, um die Situation der Binnen¬ 
vertriebenen in Myanmar und der Flüchtlinge in den Nachbarländern 
sowohl durch humanitäre Flilfsmaßnahmen als auch durch eine nachhal¬ 
tige Entwicklungszusammenarbeit schnell und effektiv zu verbessern. 


Berlin, den 17. April 2018 

Volker Kauder, Alexander Dobrindt und Fraktion 
Andrea Nahles und Fraktion 
Christian Lindner und Fraktion 

Katrin Göring-Eekardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 



